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Die Elektrofachkraft 

für 

festgelegte Tätigkeiten
Rechtliche Grundlagen und Gesetzesumfeld

Die Ausbildung zur Elektrofachkraft für festgelegte Tätigkeiten  resultiert aus den Bedürfnissen unterschiedlicher Interessengruppen:

Hersteller und Lieferant: 
· Kostenersparnis und effektivere Arbeitsplanung durch flexibleren Einsatz des Personals

· Keine Abhängigkeit von Elektrofachkräften

· Kürzere Reaktionszeiten bei Störungen

· Kompetenzaufbau

Endkunde:

· Lieferung und Leistung aus einer Hand

· Kostentransparenz

· In Störungsfällen nur noch ein Ansprechpartner

Ermöglicht wurde dies durch die Änderung des § 5 der Handwerksordnung (HwO), der wie folgt lautet:

§ 5
Wer ein Handwerk nach § 1 Abs. 1 betreibt, kann hierbei auch Arbeiten in anderen Handwerken nach § 1 Abs. 1 ausführen, wenn sie mit dem Leistungsangebot seines Gewerbes technisch oder fachlich zusammenhängen oder es wirtschaftlich ergänzen. 

Dies war nun die Basis für Handwerksbetriebe, übergreifend auch in anderen Gewerken tätig zu werden. Dies führte jedoch zu rapide ansteigenden Unfallzahlen, so dass sich die Berufsgenossenschaften dazu entschlossen haben, den § 2 der damaligen Unfallverhütungsvorschrift VBG 4 ( heute BGV A3 ) zu ändern. Dazu wurde zum Absatz 3 dieses Paragraphen eine Durchführungsanweisung mit folgendem Wortlaut definiert:

(3) Als Elektrofachkraft im Sinne dieser Unfallverhütungsvorschrift gilt, wer auf Grund seiner fachlichen Ausbildung, Kenntnisse und Erfahrungen sowie Kenntnis der einschlägigen Bestimmungen die ihm übertragenen Arbeiten beurteilen und mögliche Gefahren erkennen kann. 

DA zu § 2 Abs. 3: 
Die fachliche Qualifikation als Elektrofachkraft wird im Regelfall durch den erfolgreichen Abschluss einer Ausbildung, z. B. als Elektroingenieur, Elektrotechniker, Elektromeister, Elektrogeselle, nachgewiesen. Sie kann auch durch eine mehrjährige Tätigkeit mit Ausbildung in Theorie und Praxis nach Überprüfung durch eine Elektrofachkraft nachgewiesen werden. Der Nachweis ist zu dokumentieren. 
Sollen Mitarbeiter, die die obigen Voraussetzungen nicht erfüllen, für festgelegte Tätigkeiten, z. B. nach § 5 Handwerksordnung (HwO), bei der Inbetriebnahme und Instandhaltung von elektrischen Betriebsmitteln eingesetzt werden, können diese durch eine entsprechende Ausbildung eine Qualifikation als "Elektrofachkraft für festgelegte Tätigkeiten" erreichen. Diese Qualifikation wird nicht als Nachweis der erforderlichen Kenntnisse und Fertigkeiten zur Erteilung der Ausübungsberechtigung gemäß § 7a Handwerksordnung angesehen. 

Festgelegte Tätigkeiten sind gleichartige, sich wiederholende Arbeiten an Betriebsmitteln, die vom Unternehmer in einer Arbeitsanweisung beschrieben sind. In eigener Fachverantwortung dürfen nur solche festgelegten Tätigkeiten ausgeführt werden, für die die Ausbildung nachgewiesen ist. 

Diese festgelegten Tätigkeiten dürfen nur in Anlagen mit Nennspannungen bis 1000 V AC bzw. 1500 V DC und grundsätzlich nur im frei geschalteten Zustand durchgeführt werden. Unter Spannung sind Fehlersuche und Feststellen der Spannungsfreiheit erlaubt. 

Die Ausbildung muss Theorie und Praxis umfassen. Die theoretische Ausbildung kann innerbetrieblich oder außerbetrieblich in Absprache mit dem Unternehmer erfolgen. In der theoretischen Ausbildung müssen, zugeschnitten auf die festgelegten Tätigkeiten, die Kenntnisse der Elektrotechnik, die für das sichere und fachgerechte Durchführen dieser Tätigkeiten erforderlich sind, vermittelt werden. 
Die praktische Ausbildung muss an den in Frage kommenden Betriebsmitteln durchgeführt werden. Sie muss die Fertigkeiten vermitteln, mit denen die in der theoretischen Ausbildung erworbenen Kenntnisse für die festgelegten Tätigkeiten sicher angewendet werden können. 

Die Ausbildungsdauer muss ausreichend bemessen sein. Je nach Umfang der festgelegten Tätigkeiten kann eine Ausbildung über mehrere Monate erforderlich sein. 

Die Ausbildung entbindet den Unternehmer nicht von seiner Führungsverantwortung. In jedem Fall hat er zu prüfen, ob die in der vorstehend genannten Ausbildung erworbenen Kenntnisse und Fertigkeiten für die festgelegten Tätigkeiten ausreichend sind. 
Zu den Ausbildungsinhalten und Ausbildungszeiten wurde ebenfalls eine Rechtsvorschrift geschaffen, die BGG 944, in der ein Rahmenlehrplan und eine Mindestausbildungszeit von 80 Unterrichtsstunden festgeschrieben wurden.

Dieser Rahmenlehrplan wird in unseren Seminaren, die von Somfy gemeinsam mit der TÜV Akademie Mannheim, und zwar was den Inhalt und auch die Ausbildungszeit betrifft, 1:1 umgesetzt.
Wir führen dieses Seminar in 2 Blöcken zu je 40 Unterrichtseinheiten durch

1. Teil: Elektrotechnische Grundlagenausbildung

2. Teil: Fachtheoretische und praktische Ausbildung für den Rollladenbauer (ebenfalls für Markisen, Jalousien, Beschattungen, Torbau, und dergleichen geeignet)

Inhalte des Grundmoduls (40 Unterrichtsstunden)
1. Einführung
2. Die Stellung der Berufsgenossenschaften im Rahmen der deutschen Sozialgesetzgebung. Die BGV A 2

3. Grundlagen der Elektrotechnik

4. Gefahren und Wirkungen des elektrischen Stroms

5. Aufbau von elektrischen Anlagen, Netzformen

6. Betriebsmittelkennzeichnung

7. Schutzmaßnahmen gegen elektrischen Schlag

8. Prüfungen

9. Prüfpflicht elektrischer Anlagen und Betriebsmittel

10. Durchführung der Prüfungen

11. Prüffristen

12. Maßnahmen zur Unfallverhütung

13. Erste Hilfe

14. Verantwortung
15. Schriftliche Prüfung
Inhalte des Fachmoduls (40 Unterrichtsstunden)
1. Theoretische Ausbildung

Betriebsspezifische und elektrotechnische Anforderungen, Kabel und Leitungen, Schaltgeräte, Arten von Betriebsmitteln in Rollladen- Markisen-, Fenster-, Tür- und Toranlagen sowie deren Besonderheiten und Anschlussvarianten, Antriebe, Einzelsteuerungen, Gruppensteuerungen, Funksteuerungen
2. Praktische Übungen
Anschließen von elektrischen Betriebsmitteln in Rollladen-, Markisen-, Fenster-, Tür- und Toranlagen,
Prüfen der durchgeführten Arbeiten und Anlagen          
3. Theoretische und praktische Prüfung
Ergänzende Hinweise

Seit Jahren ist festzustellen, dass bestimmte Handwerkskammern ( speziell Sanitär, Heizung, Klima ) versuchen, diese gültige 80 – Stunden – Regelung zu umgehen und eigene Ausbildungsmodalitäten durchzuführen ( 48 – stündige Ausbildung ).

Hierbei bleibt festzustellen, dass im Schadensfall mit Personenschäden die Berufsgenossenschaft, als Versicherungsträger der gesetzlichen Unfallversicherung, die entstandenen Schäden regulieren muss. 

Dies wird sie jedoch nur dann tun ( wie jede andere Versicherung auch ), wenn die Versicherungsbedingungen, also die Unfallverhütungsvorschriften eingehalten wurden. Ansonsten ist die BG leistungsfrei gestellt.  Dazu existiert mittlerweile ein Urteil des Bundesgerichtshofs.

Die entsprechenden Berufsverbände, ausgenommen des SHK-Handwerks, halten sich auch entsprechend an diese Regelung. Der BV Rolladen + Sonnenschutz e.V. z.B. führt in Kooperation mit der TAW Wuppertal diese Ausbildung ebenfalls gemäß BG-Richtlinien durch.

Bedenken Sie bitte eines !!!

Für den Schadensfall stellt derjenige die Spielregeln auf, der auch den Schaden regulieren muss, also die Berufsgenossenschaften. Insofern sind jegliche Diskussionen über die Wertigkeit der Aussagen einer Handwerkskammer von untergeordneter Bedeutung.

Vorraussetzung für die Ausbildung:
· Abgeschlossene Berufsausbildung in einem gewerblich-technischen Beruf

· Mindestalter 18 Jahre

· Kenntnisse der deutschen Sprache in Wort und Schrift

· Keine Farbenblindheit

Sollen Mitarbeiter, die keine abgeschlossene Berufsausbildung in einem gewerblich-technischen Beruf vorweisen können, solche Tätigkeiten trotzdem  ausführen, so gibt es für langjährig erfahrene Mitarbeiter noch eine alternative Qualifikationsmöglichkeit ( Elektrofachkraft aufgrund langjähriger Berufserfahrung  ( EFKalB ) ).

Weitere Rechtsvorschriften zu diesem Thema:

· Betriebssicherheitsverordnung
(BetrSichV)

· PSA-Benutzungsverordnung (PBV)

· BG-Vorschrift „Grundlagen der Prävention“ (BGV A1)

· BG-Information (BGI 608)

· Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG)

· EU-Niederspannungsrichtlinie

Verantwortung:

Die Verantwortung für die entsprechenden Tätigkeiten in seinem Betrieb trägt immer der Unternehmer. Entweder als Elektrofachkraft ( eher seltener ) in der  „Fachverantwortung“ oder als Nicht-Elektrofachkraft ( die Standardsituation ). 

Als Nicht-Elektrofachkraft tritt der Unternehmer in die so genannte  „Garantenverantwortung“ und damit in die „Garantenhaftung“ laut § 13, Strafgesetzbuch (StGB).

U. Thimm                            
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